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Stellungnahme der Landeselternschaft der Gymnasien 
in Nordrhein-Westfalen e.V. 

zu den Regelungsentwürfen zur Lehrkräfteausbildung 
 

 
Sehr geehrte Frau Ministerin Feller, 
sehr geehrter Herr Dr. Mauer,  
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir danken Ihnen für die übermittelten Informationen und möchten die Ge-
legenheit nutzen, zur geplanten Neufassung der Regelungen zur Lehrkräf-
teausbildung Stellung zu nehmen. 
 
Wir sind sehr erleichtert, dass das Ministerium die lange überfällige Reform 
der Lehrerausbildung in Angriff nimmt. Alle Maßnahmen, die, ohne Einbußen 
in der Qualität zu bedeuten, Hürden in Studium und schulpraktischer Lehr-
kräfteausbildung abbauen, können dabei helfen, genügend qualifizierte 
Lehrkräfte zu gewinnen und den Schulkindern in NRW eine gute Bildung zu 
ermöglichen. 
  
Wichtige Ziele sind dabei:  
 
- eine größere Transparenz 
 
- eine landesweite Vergleichbarkeit 
   
- eine bessere Verzahnung der Ausbildungsteile 
 
- ein stärkerer Bezug auf die Schulpraxis und das Curriculum 
 
- ein hohes pädagogisches und fachliches Kompetenzniveau der Ausbilder 

Frau Ministerin Feller 
Herrn Dr. Mauer 
Ministerium für Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
 
Per Mail an:   
VerbaendeLehrAusb25@msb.nrw.de 
 

Landeselternschaft der Gymnasien  Steinstr. 30  40210 Düsseldorf 
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Ob die geplanten Änderungen ausreichen, um die gewünschten Effekte zu 
erzielen, wird zu evaluieren sein. Ungeklärt ist beispielsweise die Frage, wie 
sich angehende Lehrkräfte ohne finanzielles Polster im Praxissemester des 
Masterstudiums finanzieren sollen, wenn sie ihrem Studentenjob nicht nach-
gehen können. Eine Option, zumindest für bestimmte Lehrämter eine Lö-
sung dieses Problems durch ein duales Studium anzubieten, bietet die Re-
form bislang nicht.  
 
 
 
 

I. Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Lehrer-
ausbildungsgesetzes  

§ 7 Staatsprüfung 
 
Zu Absatz 3 
 
Wir begrüßen die an dieser Stelle wie auch in § 13 Abs. 3 geplante Verbes-
serung der Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und den Zentren für 
schulpraktische Lehrkräfteausbildung. 
 
 
 
§ 9 Zugang zum Vorbereitungsdienst 
 
Zu Absatz 3 
 
Lehrkräfte wirken nicht nur durch ihre Fachkompetenz auf die ihnen anver-
trauten Kinder ein. Persönlichkeit und Haltung sind von ebenso großer Be-
deutung. Wer sich nicht mit der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung im Sinne des Grundgesetzes identifizieren kann, ist daher ungeeignet 
für den Schuldienst und sollte rechtzeitig aufgehalten werden. Wir begrüßen 
die Aufnahme des neuen Absatzes. 
 
 
 
§ 11 Akkreditierung von Studiengängen 
 
Zu Absatz 6 Satz 1 Nummer 5 
 
Die Überfrachtung des Studiengangs für sonderpädagogische Förderung 
durch das Erfordernis, neben zwei sonderpädagogischen Fachrichtungen 
noch zwei Unterrichtsfächer zu belegen, stellte sicherlich eine große Hürde 
dar. Auch die Vereinbarung der KMK weist darauf hin, dass diese Hürde 
überflüssig ist. Die Diagnosefähigkeiten der Lehrkräfte dagegen sind ent-
scheidend für die Qualität der Förderung. Daher ist ein größerer Stellenwert 
der Diagnostik sehr zu begrüßen. Auch die Aufwertung der zweiten 
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sonderpädagogischen Fachrichtung dürfte den Erfordernissen im Schulalltag 
wesentlich besser entsprechen als ein zweites Unterrichtsfach. Es erscheint 
sinnvoll, sich zum Ausgleich für das wegfallende zweite Unterrichtsfach auf 
die sprachlichen und mathematischen Basiskompetenzen zu konzentrieren. 
Dennoch empfehlen wir dringend eine Evaluierung der Neuregelung und, 
falls die Auswirkungen auf Lehrkräftegewinnung und Praxistauglichkeit der 
Ausbildung nicht wie erhofft ausfallen, eine baldige Anpassung. 
 
 
 
§ 12 Praxiselemente 
 
Zu Abs. 1 und 2 
 
Über die ganze Ausbildung verteilte Praxiselemente sind entscheidend, um 
die eigene Eignung für den Lehrberuf zu hinterfragen, die im Studium er-
lernten Konzepte im Schulalltag auszuprobieren bzw. dort erlangte Erkennt-
nisse im Studium theoretisch zu unterfüttern. Eine Konzentration auf die 
Schule statt auf außerschulische Berufsfelder beim Berufsfeldpraktikum 
kann dabei nur förderlich sein. Auch wenn Lehrkräfte ein Gewinn sind, die 
einmal über den Tellerrand des Lehrerberufs hinausgeschaut haben, muss 
die Beherrschung des „Lehr-Handwerks“ im Vordergrund der Ausbildung 
stehen. 
 
Inwieweit die Verlängerung des Eignungs- und Orientierungspraktikums um 
fünf Tage hilft, ist sehr fraglich. Sinnvoll wäre eine praktische Eignungsrefle-
xion schon vor Studienbeginn. Ein Praktikum an einer Schule käme dabei 
weniger in Frage. Gerade bei weiterführenden Schulen ist ein zeitlicher Ab-
stand zum eigenen Schulabschluss nötig. Erkenntnisgewinn wäre von der 
Erfahrung zu erwarten, schon einmal eine Kinder- oder Jugendgruppe in Kir-
che, Sportverein oder Ferienbetreuung geleitet zu haben. 
 
 
 
§ 13 Berufsvorbereitender Vorbereitungsdienst 
 
Zu Abs. 4 
 
In Zeiten von Lehrermangel müssen viele Schulen auf Quereinsteiger setzen 
und machen damit unterschiedliche Erfahrungen. Besonders geeigneten 
Personen den Weg zu ebnen, auch wenn sie die formalen Erfordernisse nicht 
erfüllen, bleibt daher eine Notwendigkeit. Angesichts der großen aus dem 
Ausland zugewanderten Schülergruppen mit zum Teil lückenhafter Bildungs-
biografie und fehlenden Deutschkenntnissen wäre die rasche Integration 
von im Ausland ausgebildeten Lehrkräften in das nordrhein-westfälische 
Schulsystem ein Weg aus der Bildungsmisere. Bislang stellt das Erfordernis 
der zwei Unterrichtsfächer eine erhebliche Hürde dar. Die Anerkennung von 
Ein-Fach-Ausbildungen immer dann, wenn Schulen einen entsprechenden 
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Bedarf melden, bringt Flexibilität in das System, ohne die Qualität grund-
sätzlich abzusenken. 
 
 
 
§ 20 Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Übergangsregelungen 
 
Zu Abs. 9 und 10 (alt) 4 und 5 (neu) 
 
Insbesondere durch die Umstellung auf G9 hat das Gymnasium zurzeit ei-
nen erhöhten Bedarf an Lehrkräften. Abwanderungen in andere Berufsfelder 
oder an andere Schulformen sind daher ein Problem. Schüler profitieren al-
lerdings nicht von Lehrkräften, die ihren Beruf nur unwillig ausüben. Des-
halb sollten Lehrkräfte, die feststellen, dass die erworbene Lehramtsbefähi-
gung nicht ihren Neigungen entspricht, unproblematisch wechseln können. 
Oberstes Ziel muss sein, Kündigungen sowie „innere Kündigungen“ zu ver-
meiden und engagierte Lehrkräfte im System zu halten. Daher begrüßen wir 
die Verlängerung der Möglichkeit für Lehrkräfte, auch mit Befähigung zum 
Lehramt für Gymnasien, die Befähigung zum Lehramt an Grund-, Haupt- 
und Realschulen oder für das Lehramt für sonderpädagogische Förderung zu 
erwerben. 
 
 
  

II. Entwurf einer Zweiten Verordnung zur Änderung der Lehr-
amtszugangsverordnung 

Zu § 6 Lehramt für sonderpädagogische Förderung 
 
Siehe dazu oben unsere Ausführungen zu § 11 Absatz 6 Satz 1 Nummer 5 
LABG. 
 
 
 
Zu § 7 Praxiselemente im Bachelorstudium 
 
Siehe dazu oben unsere Ausführungen zu § 12 LABG. 
 
 
 
Zu § 10 Übergreifende Kompetenzen 
 
Das Hinzufügen von Nr. 7 „Grundkompetenzen im Umgang mit gesellschaft-
lichen Herausforderungen“ ist sehr zu begrüßen. Lehrkräfte brauchen das 
Rüstzeug, um auf das Hineintragen von konfliktbehafteten Themen in den 
Unterricht angemessen reagieren zu können. Mit den aufgezählten Berei-
chen Demokratiebildung, gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, die nicht 
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auf Antisemitismus beschränkt werden sollte, und Bildung für nachhaltige 
Entwicklung sind aktuelle Themen benannt.  
 
Wir empfehlen allerdings, „gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“ nicht 
gleichgeordnet mit „Demokratiebildung“ und „BNE“ zu nennen, sondern lie-
ber von „Prävention gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit“ zu sprechen. 
Eine weitere übergreifende Kompetenz, die in § 2 Abs. 2 LABG wie in § 10 
LZV bislang fehlt, ist der Umgang mit Gewalt und Mobbing. Trotz der Pflicht 
der Schulen, ein individuelles Konzept zu entwickeln, fühlen sich noch im-
mer viele Lehrkräfte bei diesem Thema überfordert, gleich ob sich die Ag-
gression gegen sie selbst oder gegen Schüler richtet. In der Folge ducken 
sich Lehrkräfte weg, reagieren unbeholfen oder gar mit einer Täter-Opfer-
Umkehr oder verlassen im Ernstfall den Schuldienst. Es reicht deshalb nicht, 
hier allein auf Fortbildungen zu setzen. Das Thema muss von Anfang an in 
der Lehrkräfteausbildung angelegt sein. 
 
 
 

III. Entwurf einer Verordnung über den Vorbereitungsdienst 
und die Staatsprüfung für Lehrämter an Schulen und zur 
Änderung von Vorschriften der Lehrkräfteausbildung  

Gerade hinsichtlich des Vorbereitungsdienstes herrscht unter vielen Lehr-
amtsanwärtern große Unzufriedenheit. Qualität und Vergleichbarkeit der 
Ausbildung werden bemängelt, Gängelung sowie Überlastung durch zeitauf-
wändige Vorbereitung unauthentischer Stunden mit Unterrichtsbesuchen 
beklagt, wo Unterstützung gefragt wäre. Letztendlich leiden alle darunter, 
wenn der Unterricht von mutlosen, gestressten Lehramtsanwärtern erteilt 
wird. Fühlen diese sich verpflichtet, eher ein Kaleidoskop von Methoden vor-
zuführen als die im Curriculum vorgegebenen Inhalte und Kompetenzen zu 
vermitteln, wird den Bedürfnissen der Schüler nicht Rechnung getragen. 
  
Wir begrüßen alle Maßnahmen, die eine gleichmäßig hohe Qualität der Aus-
bildung im Vorbereitungsdienst herstellen sollen und dafür die Verantwort-
lichkeiten klar regeln. Ein stärkerer Bezug der Ausbildung auf das schulische 
Curriculum wird den von den Lehramtsanwärtern unterrichteten Schülern 
unmittelbar zugutekommen. Dasselbe gilt für stärker an realen Bedingun-
gen orientierte Prüfungssituationen und abgespeckte Vorbereitungserforder-
nisse. 
 
Die Aufnahme des Schulrechts in die Ausbildungsinhalte (§§ 10 Abs. 5 neu, 
14) war überfällig. Wir erhoffen uns, dass Lehrkräfte in der Zukunft nicht 
nur rechtssicherer handeln, sondern auch Schüler und Eltern besser beraten 
können. 
 
Umgang mit Vielfalt, einschließlich der Förderung von Schülerinnen und 
Schülern mit Zuwanderungsgeschichte, Stärkung der Demokratiekompe-
tenz, Berufsorientierung von Schülerinnen und Schülern sowie 
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sozialpädagogische Aspekte und das Arbeiten in multiprofessionellen Teams 
sind Themen, die an allen weiterführenden Schulen eine Rolle spielen. Wie 
begrüßen es dennoch sehr, dass bei der schulpraktischen Ausbildung der 
Gymnasiallehrer der Vorrang der Wissenschaftspropädeutik im Unterricht 
vor allen anderen Themen betont wird (§ 24 neu). Damit wird der beson-
dere Charakter des Gymnasiums in Unterschied zu den Schulformen Haupt-, 
Real-, Sekundar- und Gesamtschule (§ 23 neu) deutlicher herausgearbeitet 
als zuvor.  
 
 
Zur Änderung der Ordnung zur berufsbegleitenden Ausbildung von 
Seiteneinsteigerinnen und Seiteneinsteigern und der Staatsprüfung 
 
Siehe dazu unsere Ausführungen oben zu § 13 Abs. 4 LAGB. 
 
 
Zur Änderung der Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 
2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. 
September 2005 über die Anerkennungen von Berufsqualifikationen 
im Lehrerbereich 
 
Wir hoffen, dass die Möglichkeit, das deutsche Sprachniveau C2 im Rahmen 
eines Kolloquiums nachzuweisen, die Integration von im Ausland ausgebil-
deten Lehrkräften beschleunigt, ohne zu einer Inkaufnahme eines niedrige-
ren Sprachniveaus zu führen. Die Neuregelung sollte schon nach kurzer Zeit 
evaluiert werden. Denn gerade Kinder, die mit einer anderen Herkunftsspra-
che aufwachsen und vielleicht schon in der Kita von Erziehern mit begrenz-
ten Deutschkenntnissen betreut wurden, sind auf ein besonders hohes 
Sprachniveau ihrer Lehrkräfte angewiesen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Für den Vorstand der Landeselternschaft der Gymnasien in Nordrhein-
Westfalen e. V. 
 
 
 
 

 

 

 
Dr. Oliver Ziehm 
- Vorsitzender - 
 
 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit verwenden wir das generische Masku-
linum. Wir meinen immer alle Geschlechter im Sinne der Gleichbehandlung.  


